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Ein neuer Ton klingt an im migrationspolitischen Diskurs in 
Deutschland: Von Willkommen und Anerkennung gegenüber Ein-
wanderern ist die Rede. Willkommenskultur – kein Begriff im The-
menbereich von Migration und Integration hat in den letzten zehn 
Jahren eine vergleichbare Karriere gemacht. Die überraschende Pro-
minenz und Verbreitung des Begriffs steht für eine veränderte, 
freundliche Tonalität des Diskurses über Migration und Integration. 
Statt vor weiterer Einwanderung und einer »zum Scheitern verur-
teilten multikulturellen Gesellschaft« zu warnen, wollen alle plötz-
lich Willkommenskultur: der Präsident des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie, Oberbürgermeister und Integrationsbeauf-
tragte der Städte, Politiker verschiedenster Couleur, aber auch die 
Feuerwehr und der Sportverein von nebenan. Von den Integrations-
beauftragten hat man den neuen Ton erwartet, von den anderen 
nicht unbedingt.

In diesem Beitrag wird der Versuch unternommen, die Entste-
hung des neuen Tons in der migrationspolitischen Debatte hierzu-
lande zu erklären und in historischer Perspektive zu bisherigen De-
batten in Beziehung zu setzen. Zugleich soll auf mögliche Wirkungen 
der veränderten Tonalität in verschiedenen gesellschaftlichen Berei-
chen eingegangen werden. Die Legitimität des neuen Diskurses 
scheint jedoch noch keineswegs für die Zukunft gesichert zu sein 
und kann durch bestimmte Risiken erhöhter Zuwanderung gefähr-
det werden. Möglichkeiten, mit diesen Risiken umzugehen, sind 
ebenfalls Inhalt dieses Beitrags. 

Ein neuer Ton im migrationspolitischen 
Diskurs 
Friedrich Heckmann
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»Willkommenskultur« im historischen Kontext 
migrationspolitischer Debatten

Willkommens- und Anerkennungskultur – Letztere meint das »Will-
kommen« für die schon länger im Land lebenden Menschen mit Mi-
grationshintergrund (und wir meinen im Folgenden immer beide 
Aspekte, wenn wir »Willkommenskultur« schreiben) – stehen im 
Kontext einer Situation, in welcher Wirtschaft, Politik und Gesell-
schaft die bisher nur wissenschaftlich prognostizierten Folgen des 
demographischen Wandels praktisch vor Augen treten und sie in ih-
ren Interessen betreffen: Lehrstellen können nicht besetzt werden, in 
den Betrieben fehlen Fachkräfte und der Blick auf absehbare demo-
graphische Entwicklungen zeigt beispielsweise, dass in der gegen-
wärtigen Kohorte der Null- bis Dreijährigen in den großen Städten 
bereits die Mehrheit einen Migrationshintergrund hat.

Der neue Ton der migrationspolitischen Debatte und die ihn beglei-
tenden Aktivitäten zeigen sich etwa an Folgendem: Fachkräfteinitiati-
ven und -strategien werden entwickelt, große Firmen unterzeichnen 
eine von der Integrationsbeauftragten des Bundes initiierte Diversity-
Erklärung, das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge gründet eine 
Projektgruppe zur Willkommenskultur und entwickelt Empfehlungen 
für einen neuen Umgang in den Ausländerämtern, ausländische Absol-
venten deutscher Hochschulen werden plötzlich als im Grunde ideale 
Einwanderer gesehen und das Zuwanderungsgesetz vollzieht den dafür 
notwendigen Kurswechsel. Der neue Trend wird dabei sehr schön durch 
ein Projekt des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft illus
triert: »Study and Stay in Bavaria«. Wer das früher im Sinn hatte, be-
kam es mit der Ausländerbehörde zu tun oder musste besondere Wege 
gehen, um gegen den Willen des Gesetzes dennoch bleiben zu können.

Vor diesem Hintergrund ist Willkommenskultur die politische 
und kulturelle Antwort auf die Herausforderungen einer Lage und 
zukünftigen Entwicklung, in der Wirtschaft und Gesellschaft noch 
stärker als bisher auf Zuwanderung angewiesen sind und diese de-
mokratisch und sozialstaatlich gestalten müssen. Diese neue Lage ist 
durchaus erfreulich für diejenigen gesellschaftlichen Kräfte, die 
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»schon immer« Willkommenskultur für Zuwanderer forderten und 
mit ihren Möglichkeiten praktizierten, ohne dass dieser Begriff be-
reits existierte, wie etwa unter den großen Organisationen die Wohl-
fahrtsverbände, Kirchen, Gewerkschaften oder bestimmte NGOs, 
etwa der Interkulturelle Rat.

In historischer Perspektive ist gegenüber bisherigen migrations- 
und integrationspolitischen Debatten bemerkenswert, dass dies harte 
Kontroversen waren. Bei der Debatte um Willkommenskultur dage-
gen geht es etwa um Fragen ihrer bereichsbezogenen Realisierung, 
auch ihrer Glaubwürdigkeit, aber es gibt, sieht man von rechtsradika-
len oder neonazistischen Kräften ab, keine ausgesprochene Gegenpo-
sition im öffentlichen Diskurs.

Das Neue wird deutlich, wenn man sich die bisherigen Hauptde-
batten zu Migration und Integration in Deutschland seit den 1960er-
Jahren vergegenwärtigt. Es waren vor allem vier Hauptdebatten mit 
folgenden Kernfragen:

•• Die Einwanderungsdebatte: Ist Deutschland ein Einwanderungs-
land? 

•• Die Staatsangehörigkeitsdebatte: Wer ist ein Deutscher?

•• Die Multikulturalismusdebatte: Ist Deutschland eine multikultu-
relle Gesellschaft?

•• Die Scheiternsdebatte: Ist Integration in Deutschland gescheitert?

Die Einwanderungsdebatte

Die Einwanderungsdebatte entwickelte sich vor folgendem Hinter-
grund: Mit dem Anwerbestopp von 1973 zielte die Regierung darauf 
ab, die ausländische Bevölkerung in Deutschland zu reduzieren. 
Zwar ging die Zahl der beschäftigten Ausländer auch tatsächlich zu-
rück, aber die ausländische Bevölkerung stieg entgegen den Erwar-
tungen weiter an. Viele Arbeiter holten ihre Familien ins Land und 
ein Niederlassungsprozess begann. 

Angesichts des gesunkenen Arbeitskräftebedarfs und zur Abwehr 
der ungewollten, aber nicht zu verhindernden Familienzusammen-
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führung und dem damit verbundenen Niederlassungsprozess kam 
die Formel auf: »Deutschland ist kein Einwanderungsland.« Dieser 
Grundsatz wurde die offizielle Leitlinie der deutschen Politik bis 
1998. Deutschland als europäischer Nationalstaat lasse sich nicht mit 
klassischen Einwanderungsländern wie den USA oder Australien 
vergleichen. Der Satz bedeutete, dass die Bundesregierung die Prä-
senz einer ausländischen Bevölkerung nach wie vor als temporär an-
sah und dass die Rekrutierung ausländischer Arbeiter eine Aus-
nahme gewesen sei, die man nicht wiederholen wolle. Man leugnete 
die Zugehörigkeit der zugewanderten Bevölkerung und sah auch 
keine Notwendigkeit, sie als Bürgerinnen und Bürger mit einer syste-
matischen Integrationspolitik zu unterstützen. 

Das sogenannte Kühn-Memorandum des ersten Ausländerbeauf-
tragten der Bundesregierung hatte zwar bereits 1979 auf das Vorlie-
gen einer Einwanderungssituation hingewiesen, ohne dies aber syste-
matisch zu explizieren. Das Memorandum blieb auch in seiner Zeit 
folgenlos. Die systematische Widerlegung der Leugnung der Einwan-
derungsthese begann in der Wissenschaft (Esser 1980; Heckmann 
1981; Bade 1983) und führte in einem langen und durch viele Anfein-
dungen gekennzeichneten Prozess der Kommunikation aus der Wis-
senschaft in zivilgesellschaftliche Organisationen und Medien zu ei-
ner fortschreitenden gesellschaftlichen Erkenntnis über die 
Wirklichkeit der Einwanderung. Die rot-grüne Bundesregierung von 
1998 erkannte die Einwanderungsthese auch offiziell an und ent-
schied die Debatte. Auf der Grundlage dieser neuen Situationsdefini-
tion kam es in den Folgejahren zu einer systematischen Entwicklung 
von Integrationspolitik und der Entwicklung dafür notwendiger Ins-
titutionen. 

Die Staatsangehörigkeitsdebatte

Mit der bleibenden Präsenz von Millionen von Zuwanderern in 
Deutschland stellte sich die Frage nach ihrem rechtlichen und politi-
schen Status. Die Debatte darüber wurde wissenschaftlich und poli-
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tisch vor allem über die Frage des Zugangs zur Staatsangehörigkeit 
ausgetragen. Diese Frage hängt eng mit dem Verständnis von Staat 
und Nation zusammen. Ist die Nation eine Abstammungsgemein-
schaft oder zusätzlich eine Rechtsgemeinschaft auf der Basis geteilter 
politischer Werte und gemeinsamer Institutionen? Wenn die Nation 
als Abstammungsgemeinschaft verstanden wird, wie die Vertreter ei-
ner konservativen Position argumentieren (»Deutsch ist, wer von 
Deutschen abstammt«), wird auch die Zugehörigkeit zur Nation und 
die Staatsangehörigkeit an dieses Kriterium gebunden. Mit dieser Ar-
gumentation folgte man dem Prinzip des Ius Sanguinis (»Recht des 
Blutes«, Abstammungsprinzip).

Die Gegner dieser Position argumentieren für das Prinzip des Ius 
Soli, das mit Bezug auf den Zugang zur Staatsangehörigkeit von der 
legalen Anwesenheit im Territorium und einer gesellschaftlichen Zu-
gehörigkeit ausgeht, ohne das Ius-Sanguinis-Prinzip abzuschaffen: 
Man kann Deutsch sein, wenn man in Deutschland geboren wurde 
oder als Zuwanderer einen Integrationsprozess durchlaufen hat. Die 
Debatte zeigte, dass dieses Prinzip der Realität einer Einwanderungs-
gesellschaft angemessener ist als das alleinige Verständnis von Na-
tion als Abstammungsgemeinschaft. Im neuen Einwanderungsland 
Deutschland setzte sich mit dem neuen Staatsangehörigkeitsgesetz 
aus dem Jahr 2000 dieses Verständnis politisch durch. Die soge-
nannte Optionsregelung war dabei ein Zugeständnis an die konserva-
tiven Kräfte und in vielen Köpfen ist das alte Verständnis weiter prä-
sent. Den eingewanderten »Ausländern« wird demzufolge eine 
Zugehörigkeit zu Nation und Staat von diesen Kräften noch immer 
verweigert. Nicht selten wird Einbürgerung zum Thema rechtsradi-
kaler und neonazistischer Propaganda gemacht. 

Die Multikulturalismusdebatte

In dieser Debatte ging vieles durcheinander und es wird auch heute 
noch heftig gestritten: Ja, wir sind eine multikulturelle Gesellschaft – 
oder nein, wir sind das keinesfalls. Man redet dabei häufig aneinan-
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der vorbei und vermischt vor allem eine normative und eine deskrip-
tive Dimension. Im deskriptiven Sinn lässt sich die These nicht 
leugnen: Menschen aus vielen Ländern, die jetzt in Deutschland le-
ben, haben ihre Kultur mitgebracht und sind davon geprägt. Viele 
neue Kulturen sind in Deutschland präsent. Auch im Integrations-
prozess geben sie ihre mitgebrachte Kultur nicht einfach auf, sondern 
übernehmen Neues, ohne das Mitgebrachte zu vergessen.

Im normativen Sinn verläuft die Debatte anders: Soll die entstan-
dene kulturelle Pluralität der Menschen im Sinne ethnischer Minder-
heiten in multiethnischen Nationalstaaten beibehalten und gefördert 
werden oder soll man einen kulturellen und sozialen Annäherungs-
prozess zwischen Einwanderern und Einheimischen mit gemeinsa-
mer Sprache und gemeinsamen Institutionen anstreben? Auf dem 
Hintergrund der Theorie von Wiley (1967) ist zu erwarten, dass in 
Einwanderungsgesellschaften ausbleibende kulturelle und soziale 
Annäherungsprozesse auch die sozioökonomische Angleichung der 
Lebenslagen behindern. Zugleich scheinen multikulturelle Her-
künfte und Austauschprozesse die gesellschaftliche Kreativität und 
Innovationsfähigkeit zu steigern (Stahl et al. 2009).

Die Scheiternsdebatte

Integration ist ein Prozess, der über Generationen verläuft. Er invol-
viert eine Vielzahl von wechselseitigen Lern- und Anpassungsprozes-
sen aufseiten der Migranten wie auch aufseiten der aufnehmenden 
Gesellschaft. Bei kontinuierlicher Neumigration zeigt sich, dass »ty-
pische« Probleme von Migrantinnen und Migranten in der ersten 
Phase ihrer Integration auch immer wieder in Erscheinung treten, 
was manche Betrachter dazu verleitet, wegen der stets gleichen Prob-
leme Fortschritte der Integration mit zunehmendem Aufenthalt zu 
übersehen. Gegner einer Einwanderungspolitik nehmen dies zum 
Anlass, den Sinn und Nutzen jeglicher Einwanderung zu leugnen.

In der leidenschaftlichen migrationspolitischen Kontroverse des 
Jahres 2010 um das Buch »Deutschland schafft sich ab« von Thilo 
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Sarrazin wird ein behauptetes Scheitern der Integration vor allem auf 
Gruppen muslimischer Einwanderer und ihrer Kinder bezogen. Die 
Wirkung des Buches bestand zum einen darin, dass Sarrazin im Ge-
wande eines Aufklärers auftrat, der den »Mut« hatte, eine Reihe von 
Feststellungen über Integrationsprobleme dieser Gruppe, die in der 
Forschung längst belegt und dokumentiert waren, in die Öffentlich-
keit zu tragen und damit ein vermeintliches Schweigekartell von Ein-
wandererfreunden zu durchbrechen. Zum anderen mobilisierte Sar-
razin traditionelle, im Kollektivbewusstsein verankerte Vorurteile 
gegen Fremde und speziell Muslime – und dies zum Teil im biologis-
tisch-rassistischen Stil. 

Dass Integration in Deutschland überwiegend durchaus erfolg-
reich verläuft, zeigt sich unter anderem darin, dass mit der Länge des 
Aufenthalts der Integrationsgrad steigt, dass die Migrantinnen und 
Migranten zunehmend die deutsche Sprache sprechen und dass die 
Integration in Arbeitsmarkt, Bildungssystem und Selbstständigkeit 
sich trotz des Fortbestehens vieler Benachteiligungen verbessert. Für 
den Beleg dieser Aussage hat Claudia Diehl eine Reihe von grundle-
genden Daten zusammengestellt (Diehl 2007).

Beim Vergleich der neuen Debatte mit den gerade skizzierten ist 
bemerkenswert, dass die neue Tonalität durchweg »integrations-
freundlich« ist und keine Kontroverse beinhaltet. Mit den alten 
Debatten ist die neue aber durchaus verbunden, indem sie diese als 
Voraussetzung hat: Sie geht selbstverständlich von Deutschland als 
Einwanderungsland aus, betrachtet Menschen mit Migrationshinter-
grund als zugehörig, respektiert die Kultur der Migrantinnen und 
Migranten, ohne Minderheitenrechte zu verlangen, und ist eher opti-
mistisch in Hinsicht auf den Erfolg von Integrationsprozessen. 

Wirkungen

Wirkungen des neuen Tons im gesellschaftlichen Diskurs über Mig-
ration und Integration können auf den Ebenen von Individuen, von 
Organisationen und der Gesamtgesellschaft unterschieden werden. 
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Der neue Ton ermutigt und stärkt zunächst jene Personen, die »schon 
immer« migrantenfreundliche Einstellungen und Verhaltensweisen 
gezeigt haben und gegen Fremdenfeindlichkeit, Ethnozentrismus 
und Rassismus eingetreten sind. Zugleich lässt er vorurteilsvolle Per-
sonen eine soziale Kontrolle spüren, die sie hindern kann, ihre Ein-
stellungen zu äußern oder in diskriminierendes Verhalten umzuset-
zen. Dass Personen rechtsradikaler oder neonazistischer Haltungen 
sich von dem neuen Ton beeinflussen lassen und ihre Einstellungen 
überdenken, ist allerdings nicht zu erwarten; sie werden sich eher 
herausgefordert und in ihrer Ablehnung von Einwanderung bestärkt 
sehen und möglicherweise sogar ihre Aktivitäten intensivieren und 
ausweiten.

Für Menschen mit Migrationsgeschichte, die durch ausgrenzende 
Diskurse und Diskriminierungserfahrungen eine gefühlsmäßige 
Distanz zum Einwanderungsland Deutschland halten, könnte der 
neue Diskurs, wenn er denn in vielfältige und glaubwürdige Signale 
und Handlungen umgesetzt wird, Identifizierungsprozesse fördern. 
Empirische Untersuchungen müssen zeigen, ob sich diese Vermu-
tung erhärten lässt. Insgesamt gesehen lässt sich für die individuelle 
Ebene gesellschaftlicher Wirklichkeit eine integrationsfördernde 
Wirkung der neuen Tonalität erwarten. 

Betrachtet man nun die Ebene zivilgesellschaftlicher Organisatio-
nen, können folgende Einschätzungen getroffen werden: Vereine, 
Verbände, NGOs oder Stiftungen beginnen zu erfahren oder wissen, 
dass der demographische Wandel auch ihre Mitgliederentwicklung, 
Ressourcen und Aktivitäten betrifft oder betreffen wird. Nicht unbe-
dingt die unmittelbaren Neueinwanderer, aber die Menschen mit Mi-
grationsgeschichte, die schon länger im Land leben, jedoch den Weg 
in Vereine und andere Organisationen der Mehrheitsgesellschaft 
noch nicht gefunden haben, stoßen auf ihr Interesse als potenzielle 
Neumitglieder. Der neue Ton der Zuwanderungsdebatte mit seinen 
Signalen der Offenheit kann auf der einen Seite Migranten anregen, 
solche Mitgliedschaften in Erwägung zu ziehen, und auf der anderen 
Seite zivilgesellschaftliche Organisationen bewegen, für ihre Struk-
turen angemessene Formen interkultureller Öffnung zu entwickeln. 
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Es geht dabei darum, nicht nur neue Mitglieder zu rekrutieren, son-
dern sich auch auf mögliche Besonderheiten ihrer Interessen und 
Praktiken einzustellen. 

Reflektiert man schließlich mögliche Wirkungen der neuen Tona-
lität auf gesamtgesellschaftlicher Ebene, lässt sich feststellen: Die 
Willkommenskultur der neuen Art ist zunächst einmal ein Projekt 
der politischen und gesellschaftlichen Eliten und des Staates auf den 
verschiedenen Ebenen staatlicher Organisation. Für die gesamtgesell-
schaftliche Definition der Einwanderungsfrage, das gesellschaftliche 
Framing, ist das ein äußerst wichtiger Tatbestand: Wer gegen Einwan-
derung und Einwanderer ist, bekommt es mit den Mächtigen in Staat 
und Gesellschaft zu tun. Wie wichtig das ist, wird am kontrastieren-
den Fall deutlich, der der deutschen Politik durchaus nicht fremd ist: 
dem Fall von Staaten und herrschender Politik, die Vorurteile und 
Fremdenfeindlichkeit mobilisieren und instrumentalisieren. Der 
neue Ton in der Migrationsdebatte stärkt also gesamtgesellschaftlich 
die soziale Kontrolle gegen Fremdenfeindlichkeit, Ethnozentrismus 
und Rassismus. 

Der Staat kann in seinem ureigensten Handlungsbereich, der öf-
fentlichen Verwaltung, eine Menge tun, um das Neue in der Migrati-
onsdebatte bei sich umzusetzen. Das Stichwort heißt hier interkultu-
relle Öffnung der Verwaltung und beinhaltet nicht nur die 
Rekrutierung von Personal mit Migrationshintergrund, sondern 
auch die Erbringung von Serviceleistungen, die auf die Bedürfnisse 
von Migrantinnen und Migranten besser eingehen. Das verbreitete 
Bemühen um die Reform der Ausländerämter steht hier für einen 
besonders reformbedürftigen Bereich. Aber auch in vielen anderen 
Bereichen, vor allem auf kommunaler Ebene, gibt es vielfältige und 
vielversprechende Ansätze interkultureller Öffnung von Verwaltung. 

Für die Durchsetzung eines neuen Tons in der Migrationsdebatte 
spielen die Medien eine zentrale Rolle. Sofern die Eliten, die Will-
kommenskultur propagieren, Einfluss auf diese haben, ist zu erwar-
ten, dass die Medien den neuen Ton aufnehmen bzw. schon aufge-
nommen haben. Auch der – wenn auch nur langsam – zunehmenden 
Rekrutierung von Medienschaffenden mit Migrationshintergrund 
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kommt hierbei eine wichtige Rolle zu und diese kann helfen, den 
neuen Ton zu verstärken.

Risiken des Konzepts

Der neue, freundliche Ton in der Einwanderungsdebatte hat, wie ge-
zeigt, die Chance auf eine Reihe integrationsfördernder Wirkungen. Zu-
sammen mit verstärkter Zuwanderung birgt er jedoch auch bestimmte 
Risiken, die wir Legitimitätsrisiko, Überforderungsrisiko und Kohä
sionsrisiko nennen wollen. Das Legitimitätsrisiko ergibt sich im Kern da-
raus, dass keineswegs alle Zuwanderer willkommen sind. Es ist dabei 
durchaus legitim, Nützlichkeitserwägungen einen hohen Stellenwert in 
der Zuwanderungspolitik zu geben. Nicht nur die Zuwanderer, auch die 
aufnehmende Gesellschaft soll von der Zuwanderung einen Nutzen ha-
ben. Das Motto und die Praxis einer Willkommenskultur sind vom Ent-
stehungszusammenhang und von den Interessen her gesehen auf die 
sogenannten Fachkräfte und die Hochqualifizierten ausgerichtet, wer-
den aber aus Scham oder Kalkül, diesen Nutzenaspekt nicht in den Vor-
dergrund zu stellen, auf die Zuwanderung insgesamt hin propagiert.

Keineswegs alle Zuwanderer sind aber faktisch willkommen: Der 
Staat muss weiter abschieben, will er seinen Zuwanderungsgesetzen 
Geltung verschaffen; Roma und andere Armutsflüchtlinge sind in 
Politik und Öffentlichkeit durchaus nicht willkommen und die Auf-
nahme von Asylbewerbern ist eine humanitäre Verpflichtung, kei-
neswegs eine willkommene Art der Zuwanderung. Der Begriff Will-
kommenskultur in der Einwanderungsdebatte leidet daher unter den 
Widersprüchen und Notwendigkeiten von steuernder Migrationspoli-
tik und steht folglich legitimitätsmäßig auf unsicherem Grund. 

Willkommenskultur ist als Initiative ein Staats- und Elitenprojekt, 
das top-down verfährt. Das hat, wie weiter oben erläutert, integra
tionsfördernde Aspekte, birgt aber auch Risiken, die wir als Überfor-

derungsrisiko bezeichnen. Nicht nur gibt es in der Bevölkerung einen 
relativ stabilen Satz rechtsradikaler Haltungen und Weltbilder, die 
unter bestimmten Bedingungen mobilisierbar sind, sondern es kann 
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sich bei verstärkter Zuwanderung auch in der breiteren Bevölkerung – 
wie etwa in der Asylkrise von 1991/1992 – ein Gefühl einstellen, dass 
die Kontrolle über Ausmaß und Art der Zuwanderung verloren ge-
gangen ist oder verloren zu gehen droht, worauf mit einwanderer-
feindlichen Haltungen reagiert wird. Das Projekt Willkommenskul-
tur kann sich dann immer mehr von der Lebenswelt breiterer 
Bevölkerungsgruppen entfernen und droht, seine Glaubwürdigkeit 
und Wirkung zu verlieren. Wann ein solcher Schwellenwert über-
schritten wird, ist nicht zu prognostizieren, aber es lassen sich be-
stimmte Indikatoren nennen, die Spannungen indizieren. Hierbei 
lassen sich objektive Indikatoren, Reaktionen der Aufnahmegesell-
schaft und Reaktionen der Migrantengruppen unterscheiden: 

Objektive Krisenindikatoren:

•• stagnierende oder zurückgehende Integration von Migranten in 
Arbeitsmarkt und Wirtschaft

•• stagnierende oder zurückgehende Integration von Migranten im 
Bildungs- und Qualifikationssystem

•• zunehmende Abhängigkeit von wohlfahrtsstaatlichen Leistungen 
bei Migranten

•• anhaltende Sprachprobleme bei Migranten

•• zunehmende Konzentration von Migranten in bestimmten Seg-
menten des Wohnungsmarktes und in Stadtteilen

Reaktionen in der Aufnahmegesellschaft:

•• starke Verschlechterung des gesellschaftlichen Meinungsklimas 
gegenüber Migranten und Minderheiten – Niederschlag in Um-
fragen, Mediendarstellungen, Internetkommunikation

•• Entstehung oder Wachstum von sozialen Bewegungen, Organisa-
tionen oder Ein-Punkt-Parteien, die gegen »Überfremdung« und 
Zuwanderung zu mobilisieren suchen

•• zunehmende Gewalttaten gegenüber Migranten und gesellschaft-
lichen Minderheiten

Reaktionen der Migrantengruppen:

•• ausbleibende oder sich verschlechternde Identifikation mit dem 
Aufnahmeland im Generationenverlauf
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•• verstärkte innerethnische Sozialkontakte und Beziehungen, 
Rückzug aus Kontakten und Beziehungen mit der Mehrheitsge-
sellschaft

•• zunehmende ethnische Selbstorganisation

Realer Hintergrund für die Möglichkeit solcher Entwicklungen ist 
unter anderem, dass tatsächlich ein beträchtlicher Teil der Zuwande-
rung in Deutschland kaum oder nur schwerlich zu steuern ist: Euro-
päische Binnenwanderung im Rahmen der Freizügigkeit, Familien-
zusammenführung und Asyl sind Wanderungsformen, die primär 
von den Entscheidungen und Ressourcen der Migranten selbst, nicht 
durch den deutschen Staat gesteuert werden. Der Staat hat hier be-
trächtliche Souveränitätsrechte abgegeben und es hat praktisch in al-
len Einwanderungsländern eine »rights revolution« für Migrantin-
nen und Migranten gegeben.

Verstärkte Zuwanderung führt in der aufnehmenden Gesellschaft 
zu mehr ethnischer und kultureller Heterogenität. Wenn man in der 
Durkheim’schen Tradition soziologischen Denkens davon ausgeht,  
dass zentrale gemeinsame Werte die Grundlage gesellschaftlicher 
Institutionen und gesellschaftlicher Kohäsion darstellen, verstärkt zu-
nehmende ethnische und kulturelle Heterogenität ein gesellschaftliches 
Kohäsionsrisiko. Institutionen, die das arbeitsteilig und routinemäßig 
aufeinander abgestimmte Alltagshandeln der Menschen ermöglichen, 
basieren auf kulturell fundierten und weitgehend geteilten Werten. 
Auch (kulturelle) Interessen sind wertbestimmt. Für kulturelle Annähe-
rung spricht auch, dass kulturell geteilter Sinn Kommunikation als 
Grundlage sozialen Handelns und sozialer Beziehungen ermöglicht. 

Es stellt sich die Frage, wie die aufnehmende Gesellschaft mit die-
ser verstärkten kulturellen und sozialen Heterogenität umgeht. Sie 
muss sich fragen: Soll eine Minderheitenpolitik im Sinne einer kon-
sequent multiethnischen Gesellschaft oder eine Politik der kulturel-
len Annäherung verfolgt werden? Eine Assimilierungspolitik zu be-
treiben, ist keine erwägenswerte Option.

Eine Politik der Förderung von Minderheitenbildung würde auf ei-
nen ethnischen Pluralismus bzw. »ethnischen Korporatismus« (Wal-
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zer 1983) abzielen: Staatliche Stellen und gesellschaftliche Institutio-
nen ermutigen die ethnischen Gruppen, sich als solche zu organisieren, 
einen formell rechtlichen Minderheitenstatus zu erreichen und damit 
ihr Gewicht in Politik und gesellschaftlichem Leben geltend zu ma-
chen. Gruppenrechte und auf Gruppen bezogene Maßnahmen liegen 
auf der Linie einer solchen Politik. Ethnische Grenzen und kulturelle 
Unterschiede werden dadurch intensiviert und institutionalisiert. Das 
Risiko dabei: »Bei Vorliegen von Chancen auf individueller Ebene ver-
lieren ethnische Differenzierungen immer mehr an Bedeutung; bei – 
nach ethnischer Zugehörigkeit – systematisch verteilten Chancen 
bleiben bzw. verstärken sich die Segmentationen« (Esser 1980: 75). 

Die Alternative zu einer Minderheitenpolitik, die für nationale 
Minderheiten angemessen ist, stellt für Einwanderung eine Politik 
(wechselseitiger) kultureller Annäherung dar, die bei Respekt für die 
Herkunftskulturen kulturelle Gemeinsamkeiten in zentralen Le-
bensbereichen anstrebt. Normativ und faktisch ist sie wechselseitig, 
wenn auch nicht gleichgewichtig. Die Kultur und die Kulturen der 
Etablierten sind stärker als die Kulturen der Hinzukommenden. Bei 
Offenheit der aufnehmenden Gesellschaft verändern die Einwande-
rer aber auch die Mehrheitsgesellschaft. 

Kulturelle Annäherung ist auch das, was empirisch den Erfah-
rungen der klassischen Einwanderungsländer entspricht – mit Aus-
nahme eines Bereichs: der Religion. Religion ist der Bereich, in dem 
kulturelle Annäherung zunächst nicht stattfindet, zumindest nicht 
in dem Sinne, dass die (mitgebrachte) Religion der Migranten für sie 
einen Bedeutungsverlust erleidet oder grundlegend geändert wird. In 
der Migration werden Menschen häufig sogar religiöser, als sie es vor-
her waren; die Religionsgemeinschaften, die aus den Herkunftslän-
dern stammen und im Einwanderungskontext rekonstruiert werden, 
stellen zugleich Orte und Netzwerke dar, die den Menschen in spiri-
tueller und praktischer Hinsicht mit den Anforderungen und dem 
Stress der Migration fertigzuwerden helfen (Hirschman 2004). Sie 
übernehmen nur selten die Religion oder Religionen des Einwande-
rungslandes; allerdings lassen sich mittel- und langfristig bestimmte 
Synkretismusprozesse auch im religiösen Bereich feststellen. 
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Insgesamt dominieren jedoch empirisch und politisch Prozesse 
kultureller Annäherung. Eine Politik kultureller Annäherung zur Si-
cherung gesellschaftlicher Kohäsion lässt sich weiterhin am Begriff 
und der Wirklichkeit der »Wechselseitigkeit« im Integrationsprozess 
erläutern. Wechselseitigkeit vollzieht sich in den gesellschaftlichen 
Kerninstitutionen, deren Regeln die Migranten lernen müssen, deren 
Funktion aber auch nur dann gesichert ist, wenn sie sich gegenüber 
den Migranten öffnen, also in bestimmter Weise auf die Bedürfnisse 
und Voraussetzungen der Migranten eingehen (interkulturelle Öff-
nung der Institutionen). Wechselseitigkeit existiert jedoch auch bei 
Vorgängen, die Integration über Marktprozesse beinhalten. Vor allem 
Städte lassen sich als Marktplätze begreifen, auf denen verschiedene 
Anbieter kulturelle, materielle und soziale Güter anbieten, die auf 
Nachfrage stoßen können. 

Märkte sind ein geradezu paradigmatischer Fall von Wechsel
seitigkeit. Anbieter sind Einheimische und Migranten, Nachfrager 
sind ebenfalls Einheimische und Migranten. Angebote schließen ma-
terielle Güter wie Lebensmittel und Speisen, kulturelle Güter wie Mu-
sik, Literatur, Tanz, aber auch Lebensstile und Religionen ein. Städte 
sind auch Marktplätze, um Freunde und Ehepartner zu finden oder 
gemeinsam Sport zu treiben. Präferenzen sind bei Menschen zu-
nächst einmal durch Sozialisation und Zugehörigkeit gegeben, verän-
dern sich aber auch bei Gefallen an neuen Gütern und Beziehungen, 
die auf den städtischen Märkten angeboten werden. 

Wenn Kommunen multikulturelle Programme anbieten, wie etwa 
eine türkische Filmwoche, ist das im Sinne einer Akkulturationspoli-
tik keine Förderung von Minderheitenbildung, sondern Ausdruck des 
Respekts für die Herkunftskulturen von Migranten. Eine solche Poli-
tik trägt weiterhin dazu bei, dass sich die Migrantinnen und Migran-
ten am neuen Lebensort zu Hause fühlen können, und gibt den 
Einheimischen die Chance, mehr über die Herkunftskultur der Mig-
ranten zu erfahren.

Insgesamt gesehen kann eine Politik der kulturellen und sozialen 
Annäherung dazu beitragen, gesamtgesellschaftliche Kohäsion zu 
stärken.


